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Polizeieinsätze in Asylunterkünften – Wie sehen die Zahlen für Nordrhein-Westfalen 
aus? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
In den Flüchtlingsunterkünften in Hamburg eskaliert die Lage zunehmend, wie eine Kleine 
Anfrage in der Bürgerschaft offenbart. Der rot-grüne Senat bestätigte, dass die Polizei im Jahr 
2023 insgesamt 935 Einsätze in den rund 230 Flüchtlingsunterkünften der Stadt absolvieren 
musste – im darauffolgenden Jahr stieg diese Zahl auf 1.044 Einsätze. Allein bis Mai 2025 
wurden bereits fast 500 Polizeieinsätze registriert, was einem täglichen Durchschnitt von über 
drei Einsätzen entspricht. In diesen Unterkünften leben derzeit etwa 47.000 Menschen. Einige 
Standorte gelten laut Polizei inzwischen als regelrechte Kriminalitäts-Hotspots. Die häufigsten 
Delikte umfassen körperliche Auseinandersetzungen wie Schlägereien, Körperverletzungen, 
Hausfriedensbruch, Bedrohung, Ermittlungen, Durchsuchungen, aber auch besonders drasti-
sche oder skurrile Fälle wie Messerstechereien, sexuelle Übergriffe, Selbsttötungsversuche 
oder sogar das Beißen anderer Personen. Derartige Vorfälle sorgen regelmäßig dafür, dass 
mehrere Streifenwagen aus verschiedenen Stadtteilen zusammengezogen werden müssen, 
um die Lage zu kontrollieren. Besonders brisant sind Konflikte zwischen Gruppen unterschied-
licher Nationalitäten, die sich teilweise in Massenschlägereien mit Dutzenden Beteiligten ent-
laden. Zwei herausragende Beispiele solcher Eskalationen gab es etwa im März 2024 an der 
Schlachthofstraße in Harburg mit neun eingesetzten Streifenwagen und im August desselben 
Jahres in der Schmiedekoppel mit sogar 16 Fahrzeugen.1 
 
Ein Brennpunkt ist die erwähnte Unterkunft an der Schlachthofstraße 3 in Harburg, wo allein 
in den ersten Monaten 2025 bereits 75 Polizeieinsätze verzeichnet wurden. Auch am Über-
seering in der City Nord ist die Polizei täglich im Einsatz. Parallel zu den Polizeiaktivitäten 
häufen sich auch die Einsätze der Feuerwehr – die die Polizeieinsätze sogar zahlenmäßig 
übersteigen. Häufig sind die Gründe Fehlalarme oder mutwillig ausgelöste Brände, hinter de-
nen teils Frust über die Lebensbedingungen steht. In manchen Fällen wenden sich die Be-
wohner der Einrichtungen auch aggressiv gegen die Einsatzkräfte von Polizei und Feuerwehr. 
Konkrete Zahlen über verletzte Einsatzkräfte konnte der Senat allerdings nicht liefern, da im 
System der Staatsanwaltschaft (MESTA) nicht dokumentiert wird, ob es sich bei den 

 
1 Vgl. https://www.nius.de/kriminalitaet/news/schock-zahlen-hamburg-500-polizeieinsaetze-in-asylun-
terkuenften/8d65d3f9-55b9-422e-a30d-6ddcbc7ae00b. 
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Betroffenen um Angehörige der Einsatzdienste handelt. Eine manuelle Durchsicht tausender 
Akten sei nicht realisierbar, hieß es.2 
 
Die hohe Einsatzfrequenz stellt nicht nur eine logistische, sondern auch eine finanzielle und 
sicherheitspolitische Belastung dar. Polizeikräfte, die regelmäßig in den Unterkünften gebun-
den sind, fehlen an anderen Stellen, insbesondere bei der allgemeinen Kriminalitätsbekämp-
fung in einer Stadt, in der Gewaltverbrechen ohnehin stark zugenommen haben. Manche Eins-
ätze ziehen sich über mehrere Stunden oder sogar Tage hin. Hinzu kommen enorme Betriebs-
kosten für die Unterbringung der Geflüchteten: Für 2024 werden diese mit rund 454 Millionen 
Euro beziffert – dies umfasst Verwaltungskosten, Personalkosten und Ausgaben für Sicher-
heitsdienste. Bei durchschnittlich 44.500 untergebrachten Personen entspricht das einem mo-
natlichen Kostenaufwand von etwa 850 Euro pro Person – Kosten für Polizei- und Feuerweh-
reinsätze noch nicht eingerechnet. Diese Zustände rufen auch politische Kritik hervor. Der 
Fraktionschef und innenpolitische Sprecher der Hamburger AfD Dirk Nockemann äußerte sich 
angesichts der Zahlen alarmiert. Er sprach von einer unzumutbaren Belastung für die Sicher-
heitskräfte und forderte harte Konsequenzen: Wer in den Unterkünften durch Gewaltkriminali-
tät auffalle, müsse umgehend abgeschoben werden. Wer Gewalt ausübe, verwirke sein Blei-
berecht, so Dirk Nockemann. Er forderte eine konsequente Abschiebepolitik und erklärte, 
Hamburg müsse endlich den „Abschiebemotor anschmeißen“, um den unhaltbaren Zuständen 
in den Flüchtlingsunterkünften entgegenzuwirken.3 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 5900 mit Schreiben vom 4. August 2025 na-
mens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration beantwortet. 
 
1. Wie hat sich die Anzahl an Personen in Flüchtlingsunterkünften des Landes und 

der Kommunen in Nordrhein-Westfalen seit Januar 2024 bis heute pro Monat ent-
wickelt? 

 
Die hier geforderten Daten werden regelmäßig monatlich an den Integrationsausschuss im 
Rahmen des Berichts zum aktuellen Sachstand zu Zugängen, Unterbringung und Versorgung 
von geflüchteten Menschen in Nordrhein-Westfalen berichtet. Auf den aktuellen Bericht der 
Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration mit Stand vom 
31.05.2025, Vorlage 18/4009, wird Bezug genommen. Eine Aussage zu der Anzahl der Per-
sonen in den Kommunen ist nicht möglich, da keine zentrale Erfassung von Seiten des Landes 
erfolgt. 
 
 
2. Wie hat sich die Anzahl an Polizeieinsätzen in diesen Flüchtlingsunterkünften in 

Nordrhein-Westfalen seit Januar 2024 bis heute pro Monat entwickelt? 
 
2024:      2025: 
 
Monat   Einsätze  Monat   Einsätze 
Januar   1342   Januar   1156 
Februar  1278   Februar  1062 
März   1310   März   1207 
April   1318   April   1140 
Mai   1368   Mai   1148 

 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
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Juni   1283   Juni   1084 
Juli   1457 
August   1408 
September  1265 
Oktober  1173 
November  1131 
Dezember  1152 
 
Bei der Betrachtung der Anzahl der Polizeieinsätze ist zu berücksichtigen, dass kein Rück-
schluss auf die tatsächliche Einsatzqualität möglich ist bzw. die Anzahl der Polizeieinsätze 
keinen Rückschluss auf ein tatsächlich strafbares Verhalten zulässt.   
 
 
3.  Um welche Delikte handelte es sich bei den in Frage 2 abgefragten Polizeieinsät-

zen jeweils? 
 
Anhand der Auswertungen im Einsatzbearbeitungssystem „eCebius“ ergeben sich folgende 
Einsatzanlassarten: 
 
2024: 
 

Abbrennen pyrotechnischer Gegenstände 

Alarm sonstige 

BAO kleine Anschlagslage 

BAO kleine Schadenslage 

Bedrohung 

Belästigung 

Beleidigung 

Betäubungsmittel - Delikt, Täter am Ort 

Betrug 

Betrug sonstige, Täter am Ort 

Brand 

Brandmeldealarm 

Diebstahl 

Diebstahl von/aus/an Fahrzeugen 

Diebstahl von/aus/an Fzg./Kfz.,Täter am Ort 

Diebstahl, Täter am Ort 

Einbruch 

Einbruch, Täter am Ort 

Einbruchalarm 

Erpressung 

Falschgeld 

Gasaustritt 

Gefährdung durch freilaufendes Tier 

Gefahrenstelle 

Gefährliche Körperverletzung, Täter vor Ort 

Gefährliche Körperverletzung/z.B. Messerstecherei 

Gefährlicher Eingriff Bahn-/Luft-/Schiffs-/Straßenverkehr 
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Gesuchte Person, Hinweis auf Aufenthaltsort 

Grober Unfug 

Hausfriedensbruch 

Häusliche Gewalt 

Hehlerei 

Hilfeersuchen 

Hilferufe 

Hilo/Hilflose Person 

Kindesentziehung 

Körperverletzung 

Körperverletzung, Täter vor Ort 

LaDi/Ladendiebstahl, Diebstahl 

Munitionsfund 

Nötigung 

Ölspur als spezielle Gefahrenstelle 

Randalierer 

Raub 

Raub, Täter am Ort 

Rauchentwicklung 

Ruhestörung 

Sachbeschädigung 

Sachbeschädigung, Täter vor Ort 

Schlägerei mit einer größeren Anzahl von Personen 

Sexualdelikt 

Sexualdelikt Exhibitionist 

Sexualdelikt Exhibitionist, Täter am Ort 

Sexualdelikt, Täter am Ort 

Streitigkeiten 

Suizid, Leichenfund 

Suizidversuch 

Tier, herrenlos/verletzt/gequält/gefunden/im Wasser Kadaver 

Tötungsdelikt 

Tötungsdelikt, Täter am Ort 

Überfall Alarm 

Umweltdelikt 

Umweltdelikt, Täter am Ort 

Unfall 

Unterschlagung 

Verdächtige Beobachtung / Feststellung / Geräusche 

Verdächtige Person 

Verdächtiger Gegenstand 

Verdächtiges Fahrzeug 

Verkehrsbehinderung 

Verkehrsunfall mit Flucht 

Verkehrsunfall mit Flucht, Täter in der Nähe 
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Verkehrsunfall mit Personenschaden 

Verkehrsunfall mit Wildbeteiligung 

Verkehrsunfall-Sachschaden 

Verletzte Person 

Vermisste Person 

Verstoß gg. Jugendschutzvorschriften 

Waffendelikt 

Waffendelikt, Täter am Ort 

Wasserrohrbruch 

Zahlungsstreitigkeiten 

Zechbetrug 

Zugelaufene Person 

 
2025: 
 

Abbrennen pyrotechnischer Gegenstände 

Alarm sonstige 

BAO Bedrohungslage 

Bedrohung 

Belästigung 

Beleidigung 

Betäubungsmittel - Delikt, Täter am Ort 

Betrug 

Brand 

Brandmeldealarm 

Diebstahl 

Diebstahl von/aus/an Fahrzeugen 

Diebstahl, Täter am Ort 

Einbruch 

Einbruch, Täter am Ort 

Einbruchalarm 

Erpressung 

Falschgeld 

Gasaustritt 

Gefährdung durch freilaufendes Tier 

Gefahrenstelle 

Gefährliche Körperverletzung, Täter vor Ort 

Gefährliche Körperverletzung/z.B. Messerstecherei 

Gesuchte Person, Hinweis auf Aufenthaltsort 

grober Unfug 

Hausfriedensbruch 

Häusliche Gewalt 

Hilfeersuchen 

Hilferufe 

Hilo/Hilflose Person 
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Körperverletzung 

Körperverletzung, Täter vor Ort 

Leistungserschleichung 

LZA/Lichtzeichenanlage - Ausfall/Störung 

Munitionsfund 

Nötigung 

Randalierer 

Raub 

Raub, Täter vor Ort 

Rauchentwicklung 

Ruhestörung 

Sachbeschädigung 

Sachbeschädigung, Täter am Ort 

Schlägerei mit einer größeren Anzahl von Personen 

Sexualdelikt 

Sexualdelikt, Exhibitionist 

Sexualdelikt, Täter am Ort 

Streitigkeiten 

Suizid, Leichenfund 

Suizidversuch 

Tier, herrenlos/verletzt/gequält/gefunden/im Wasser Kadaver 

Tötungsdelikt 

Tötungsdelikt, Täter am Ort 

Überfall Alarm 

Unfall 

Unterschlagung 

Verdächtige Beobachtung / Feststellung / Geräusche 

Verdächtige Person 

Verdächtiger Gegenstand 

Verdächtiges Fahrzeug 

Verkehrsbehinderung 

Verkehrsdelikt Steinewerfer 

Verkehrsunfall mit Flucht 

Verkehrsunfall mit Flucht, Täter in der Nähe 

Verkehrsunfall mit Personenschaden 

Verkehrsunfall mit Wildbeteiligung 

Verkehrsunfall-Sachschaden 

Verletzte Person 

Vermisste Person 

Verstoß gg. Jugendschutzvorschriften 

Waffendelikt 

Wasserrohrbruch 

Zahlungsstreitigkeiten 

Zugelaufene Person 
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Der konkrete Rückschluss auf einen strafrechtlichen Hintergrund des Einsatzes bzw. die je-
weilige strafrechtliche Einordnung ist anhand der Auswertung des Einsatzbearbeitungssys-
tems „eCebius“ nicht möglich. Eine Einzelauswertung aller Einsätze ist in der zur Bearbeitung 
der Kleinen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit mit angemessenem Verwaltungsaufwand 
nicht möglich. 
 
 
4.  Welche zehn Flüchtlingsunterkünfte in Nordrhein-Westfalen waren am meisten 
von Polizeieinsätzen betroffen? (Bitte als Ranking auflisten.) 
 
Auf Grundlage der vorliegenden Daten waren die folgenden Unterkünfte am häufigsten von 
polizeilichen Einsätzen betroffen: 
 

• KPB Rhein-Kreis-Neuss, ZUE Neuss 

• KPB Münster, ZUE Münster 

• KPB Soest, ZUE Soest 

• KPB Kleve, ZUE Weeze 1 

• KPB Hamm, ZUE Alte Kaserne 

• KPB Düren, ZUE Gürzenich 

• KPB Bonn, ZUE Bonn 1 

• KPB Mettmann, ZUE Ratingen 

• KPB Rhein-Sieg-Kreis, ZUE Sankt Augustin 

• KPB Köln, EAE Altenburger Straße 
 
Ein Rückschluss auf die zu Grunde liegenden Sachverhalte (Gefahrenabwehr oder Strafver-
folgung) ist nicht möglich. Darüber hinaus sind die jeweiligen Belegungskapazitäten der ein-
zelnen Einrichtungen in der Darstellung der Häufigkeit von Polizeieinsätzen nicht einbezogen. 
Die entsprechenden Daten sind in kein Verhältnis gesetzt. 
 
 
5. Wie hoch sind die Kosten pro untergebrachter Person in einer Flüchtlingsunter-

kunft pro Monat? (Bitte analog zu Hamburg aufschlüsseln.) 
 
Es wird auf die Antwort zu Frage 2 der Kleinen Anfrage 3502, LT-Drs. 18/9012, verwiesen. 
Ergänzend wird mitgeteilt, dass die Gesamtausgaben im Kapitel 07 090 im Haushaltsjahr 2024 
1.602.970.000 Euro betrugen. 
 
 
 
 


